BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 20. November 2013, X B 164/13

Verletzung der Pflicht zur Sachaufkldarung bei Abweichung des FG von auf einer Beweisaufnahme beruhenden
Feststellungen eines Strafurteils ohne eigene Beweisaufnahme

BFH X. Senat
FGO&876 Abs1S1

vorgehend Hessisches Finanzgericht , 12. November 2012, Az: 3 K 1338/12
Leitsatze

NV: Das FG verletzt seine Pflicht, den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen, wenn es einerseits in einzelnen
Streitpunkten die Feststellungen eines zum selben Sachverhalt ergangenen rechtskraftigen Strafurteils ibernimmt,
anderseits aber in einem anderen Streitpunkt den --auf einer umfangreichen Beweisaufnahme beruhenden--
Feststellungen im Strafurteil nicht folgt, sondern ohne eigene Beweisaufnahme und ohne neuen Sachverhaltsvortrag der
Beteiligten eine abweichende Wurdigung allein mit der Begriindung vornimmt, fir die Beweiswurdigung des
Strafgerichts gebe es "keine Anhaltspunkte”.

Tatbestand

1 I Der Klager und Beschwerdefihrer (Klager) war im Streitjahr 2000 mit Geschaftsanteilen im Nominalbetrag von
470.000 DM an einer GmbH beteiligt, die ein Stammkapital von 500.000 DM aufwies. Die Ubrigen Anteile hielten die
Eltern des Klagers zu gleichen Teilen. Zudem war der Klager alleiniger Geschaftsfuhrer der GmbH, die einen Handel
mit Computerbauteilen und Software betrieb.

2 Noch im Jahr 2000 begann beim Klager eine Steuerfahndungsprifung, deren Ergebnisse der Beklagte und
Beschwerdegegner (das Finanzamt --FA--) u.a. dem angefochtenen Einkommensteuerbescheid 2000 zugrunde legte.
Dabei wich das FA in einer Vielzahl von Einzelpunkten von der eingereichten Einkommensteuererklarung ab.

3 U.a. vertrat das FA die Auffassung, die von der GmbH im Jahr 2000 auf Rechnungen einer Fa. S-GmbH geleisteten
Barzahlungen von insgesamt 104.400 DM seien tatsachlich ins Privatvermdgen des Klagers gelangt und bei diesem
einkunfteerhéhend als verdeckte Gewinnausschittungen (vGA) zu behandeln. Nach den Feststellungen des
Landgerichts (LG) im Strafverfahren gegen den Klager hatten die damaligen Gesellschafter der S-GmbH bereits im
Jahr 1994 einen Auflésungsbeschluss gefasst. Im Jahr 1997 (ibernahm ein Herr K alle Anteile an der S-GmbH. Er
bestellte fiir diese Gesellschaft Waren, die die S-GmbH aber nicht bezahlte, weshalb K strafrechtlich zur
Verantwortung gezogen wurde. Seit April 1998 standen die Geschaftsraume der S-GmbH leer. Die Gesellschaft
wurde noch im Jahr 1998 liquidiert und ihre Auflosung ins Handelsregister eingetragen. K hat angegeben, weder
die GmbH noch den Klager zu kennen. Bei den Rechnungen der S-GmbH, die in den Unterlagen der GmbH
aufgefunden wurden, handelt es sich lediglich um Kopien.

4  Bereits beim Erlass des geanderten Einkommensteuerbescheids fur 2000 vom 31. Oktober 2003 ging das FA
ausweislich der Erlauterungen in einer Anlage zu diesem Bescheid davon aus, dass die GmbH Teile der Zahlungen,
die sie auf die "Scheinrechnungen” geleistet habe, auch dazu verwendet habe, Diebesgut sowie gefalschte
Computer-Hard- und -Software anzukaufen. Da der Kaufpreis derartiger Ware jedoch erheblich unter den ublichen
Einkaufspreisen fir legal erworbene Ware liege, konnten nicht samtliche Uber "Abdeckrechnungen” eingebuchten
Rechnungsbetrage zur Verschleierung des Ankaufs gestohlener oder gefalschter Ware verwendet worden sein.

5 Wahrend des anschliefdenden finanzgerichtlichen Klageverfahrens wurde der Klager am 21. November 2005 vom
LG wegen Betrugs zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von ... Jahren und ... Monaten verurteilt. Das LG flihrte an
insgesamt 26 Verhandlungstagen eine umfangreiche Beweisaufnahme durch und vernahm eine Vielzahl von
Zeugen. Im Hinblick auf die S-GmbH stellte es fest, der Klager habe gewusst, dass es sich um eine Scheinfirma
gehandelt habe. Er habe sie u.a. dazu genutzt, den Eingang gefalschter Software buchhalterisch zu belegen.
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Tatsachlich habe der Klager diese Software von der M-GmbH und deren Geschaftsfiihrer M erhalten. Das LG traf
diese Feststellungen aufgrund der Aussagen der Zeugen A (Vertriebsleiter der GmbH), B (Leiter des Lagers der
GmbH) und C (Mitarbeiter im Lager und Versand der GmbH). Danach sei M ca. alle 14 Tage an der Rampe der GmbH
vorgefahren und habe dem Klager mehrere Kartons mit gefalschter Software ubergeben. Im Gegenzug habe er
jeweils einen Umschlag vom Klager erhalten. Auf die Revision des Klagers setzte der Bundesgerichtshof die
Gesamtfreiheitsstrafe --unter Bestitigung des landgerichtlichen Urteils im Ubrigen-- auf ... Jahre und ... Monate
herab.

6  Am 21. September 2009 verurteilte das LG den Klager wegen Hinterziehung von Umsatzsteuer --unter
Einbeziehung der Gesamtfreiheitsstrafe aus dem vorangegangenen Urteil-- zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von ...
Jahren und ... Monaten. Dieses Urteil wurde rechtskraftig. lhm lag der von der GmbH in Anspruch genommene
Vorsteuerabzug aus Scheinrechnungen der S-GmbH und einer weiteren GmbH zugrunde. Soweit das Strafverfahren
auch die Hinterziehung von Einkommensteuer --u.a. des Streitjahres 2000-- zum Gegenstand hatte, wurde es vom
LG auf Antrag der Staatsanwaltschaft nach §8 154, 154a der Strafprozessordnung (unwesentliche Nebenstraftaten)
vorlaufig eingestellt.

7  Das Finanzgericht (FG) wies die Klage gegen den Einkommensteuerbescheid 2000 ab. Hinsichtlich der anderen
--hier nicht dargestellten-- Punkte folgte es ohne eigene Beweisaufnahme den Feststellungen des LG und fuhrte
aus, der Klager habe diese nicht substantiiert in Frage gestellt. Hinsichtlich der "Scheinrechnungen” der S-GmbH
wich es --zuungunsten des Klagers-- insoweit vom landgerichtlichen Urteil ab, als es ausfiihrte, es gebe keine
Anhaltspunkte fur die Annahme, der Klager habe einen Teil dieser Rechnungen dazu genutzt, den Eingang
gefalschter Software buchhalterisch zu belegen. Auch der Klager habe hierzu nichts vorgetragen.

8  Mit seiner Beschwerde begehrt der Klager die Zulassung der Revision wegen Divergenz, schwerwiegender
Rechtsfehler und Verfahrensmangeln.

9  Das FA halt die Beschwerde flr unbegriindet.

Entscheidungsgrunde

10 II. Die Beschwerde ist begriindet. Es liegt ein vom Klager geltend gemachter Verfahrensmangel vor, auf dem die
Entscheidung des FG beruhen kann (§ 115 Abs. 2 Nr. 3 der Finanzgerichtsordnung --FGO--).

11 1. Der Klager rlgt zu Recht, das FG habe die ihm von Amts wegen obliegende Pflicht zur Aufklarung des
Sachverhalts (&8 76 Abs. 1 FGO) verletzt, indem es einerseits unter ausdriicklicher Abweichung vom
landgerichtlichen Urteil ausgefiihrt habe, es gebe keine Anhaltspunkte fiir die Feststellung des LG, ein Teil der
Scheinrechnungen der S-GmbH habe dazu gedient, den Eingang gefalschter Software buchhalterisch zu belegen,
andererseits aber die vom LG hierzu vernommenen Zeugen A, B und C nicht selbst vernommen habe.

12 a) Die Verpflichtung des FG zur Erforschung des Sachverhalts von Amts wegen bedeutet nicht, dass jeder
fernliegenden Erwdagung nachzugehen ist. Wohl aber muss das FG die sich im Einzelfall aufdrangenden
Uberlegungen auch ohne ausdriicklichen Hinweis der Beteiligten anstellen und entsprechende Beweise erheben.
Die Sachaufklarungspflicht des FG kann allerdings nicht losgeldst von den Mitwirkungspflichten der Beteiligten
(8 76 Abs. 1 Satz 2 FGO) gesehen werden (standige hochstrichterliche Rechtsprechung, vgl. nur Beschluss des
Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 10. September 2003 X B 132/02, BFH/NV 2004, 495, unter 4.).

13 b) Danach hatte sich dem FG die Vernehmung der drei genannten Zeugen aufdrangen mussen. Bereits das FA war
ausweislich der Anlage zu dem angefochtenen Bescheid davon ausgegangen, dass nur 7eile der von der GmbH auf
die "Scheinrechnungen” geleisteten Barzahlungen ins Privatvermogen des Kldgers gelangt seien, und die Betrage
im Ubrigen von der GmbH zum Ankauf von Diebesgut sowie gefilschter Hard- und Software verwendet worden
seien. Diese Einschatzung war durch die vom LG durchgefiihrte umfangreiche Beweisaufnahme bestatigt worden.
Das LG hat sein Urteil auch in diesem Punkt auf mehreren Seiten ausfiihrlich begriindet und die entsprechenden
Zeugenaussagen detailliert wiedergegeben.

14 Vor diesem Hintergrund ist die Wurdigung des FG, es gebe "keine Anhaltspunkte” fur eine --jedenfalls teilweise--
Verwendung der hier in Rede stehenden Bargeldbetrage zur Bezahlung gefalschter Software, nicht nachvollziehbar.
Jedenfalls hatte das FG zu dieser Wurdigung, die von den auf mehrere Ubereinstimmende Zeugenaussagen
gestiitzten Feststellungen des LG abwich, nicht ohne den Versuch einer eigenen Vernehmung dieser Zeugen
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kommen dirfen. Zudem erscheint es als widerspriichlich, dass das FG den --aus seiner Sicht-- fehlenden
substantiierten Sachvortrag des Klagers in dem hier zu behandelnden Punkt dazu verwendet, zu Lasten des Klagers
ohne eigene Beweisaufnahme von den Feststellungen des LG abzuweichen, zugleich aber in allen anderen
Streitpunkten den fehlenden substantiierten Sachvortrag des Klagers als Rechtfertigung dafiur anfihrt, die
Feststellungen des LG ohne eigene Beweisaufnahme Ubernehmen zu duirfen.

¢) Eines ausdrucklichen Beweisantrags des Klagers oder einer Riige in der mindlichen Verhandlung vor dem FG
bedurfte es hier nicht. Der Klager musste nach dem Verlauf des Verfahrens zwar damit rechnen, dass das FG die
landgerichtlichen Feststellungen ohne eigene Beweisaufnahme libernehmen wiirde. Er musste aber nicht damit
rechnen, dass es zu seinen Lasten ohne Beweisaufnahme von Feststellungen des LG, die auf die
Ubereinstimmenden Ergebnisse der Vernehmung mehrerer Zeugen gestiitzt waren und zudem mit der vom FA
vorgenommenen Wirdigung des Sachverhalts ubereinstimmten, abweichen wirde.

2. Der Senat halt es fur angezeigt, nach & 116 Abs. 6 FGO zu verfahren, das angefochtene Urteil aufzuheben und den
Rechtsstreit zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das FG zurtickzuverweisen.

Fir das Verfahren im zweiten Rechtszug weist der Senat im Hinblick auf die weiteren vom Klager erhobenen, im
vorliegenden Beschwerdeverfahren nicht mehr entscheidungserheblichen Rigen --ohne rechtliche
Bindungswirkung-- auf die folgenden Punkte hin:

a) Soweit vermeintlich auf Rechnungen der S-GmbH sowie weiterer Aussteller von Scheinrechnungen geleistete
Barzahlungen der GmbH nicht zum Ankauf von Diebesgut und gefalschter Hard- und Software verwendet worden
sind, steht das vom Klager im Beschwerdeverfahren angefihrte BFH-Urteil vom 19. Juni 2007 VIII R 34/06 (BFH/NV
2007, 2291) der Wurdigung des FG nicht entgegen, die Barzahlungen seien ins Privatvermdgen des Klagers gelangt
und daher als vGA zu behandeln.

Der VIII. Senat hat sich in der angefiihrten Entscheidung lediglich mit der (Rechts-)Frage auseinandergesetzt, in
welchen Fallen beim Gesellschafter eine vGA auch ohne tatsachlichen Zufluss allein aufgrund mittelbarer Vorteile
zu bejahen sein kann. Zu der vorliegend zu beantwortenden (Tatsachen-)Frage, ob ein Zufluss von Barmitteln beim
Klager selbst festgestellt werden kann, lassen sich der Entscheidung des VIII. Senats keine Hinweise entnehmen.

In diesem Zusammenhang weist der Senat darauf hin, dass er keine Bedenken dagegen hatte, wenn das FG auch im
zweiten Rechtszug aus der Tatsache, dass der Klager im Jahr 1999 zahlreiche von der GmbH zur Bezahlung von
Rechnungen der S-GmbH ausgestellte Schecks auf seinem Privatkonto eingelost hat, den Schluss zieht, dass
zumindest ein Teil der im Jahr 2000 vorgenommenen Barzahlungen auf Rechnungen der S-GmbH in das
Privatvermdgen des Klagers gelangt ist. Fur die Existenz der in diesem Zusammenhang behaupteten
Darlehensvertrage zwischen ihm und der GmbH triige der Klager die Feststellungslast. Er mag dazu vortragen,
welche Einzelheiten der Buchfiihrung der GmbH zur Abwicklung der behaupteten Darlehensvertrage zu entnehmen
sein sollen und welche Gegenleistung er fur die Zurverfiigungstellung der Darlehen erhalten haben will.

b) Hinsichtlich der Frage, ob der Erlds aus dem Verkauf der Internet-Domain zu den Einklnften aus einem
gewerblichen Einzelunternehmen des Klagers gehort, fehlt es noch an hinreichenden Feststellungen des FG.

aa) Aus den Feststellungen des FG ergibt sich, dass der Klager seit 1990 ein Einzelunternehmen betrieben hat, das
denselben Geschaftsgegenstand wie die spater gegriindete GmbH aufwies. Durch Aufnahme eines Partners entstand
im Jahr 1994 eine OHG. Zum 1. Juli 1997 schied der andere Gesellschafter wieder aus; der Klager flihrte den Betrieb
als Einzelunternehmen fort. Mit notariell beurkundetem Vertrag vom 20. August 1997 griindeten der Klager und
seine Eltern die GmbH. Ob die GmbH den Betrieb des Einzelunternehmens fortfuhrte oder ob das
Einzelunternehmen auch nach Griindung der GmbH fortbestand, hat das FG nicht festgestellt. Jedenfalls erklarte der
Klager auch in den Jahren 1998 bis 2000 --der Hohe nach teilweise von ihm selbst nur geschatzte-- Einklnfte aus
einem gewerblichen Einzelunternehmen, zu dessen Gegenstand das FG indes nichts festgestellt hat.

Im Streitjahr 2000 verauBerte der Klager eine Internet-Domain, an der er die Rechte hielt, die er aber der GmbH
--zu nicht naher bekannten Bedingungen-- zur Nutzung Uberlassen hatte. In seiner Einkommensteuererklarung
erklarte er hieraus bei den Einkunften aus einem gewerblichen Einzelunternehmen einen Gewinn von 123.000 DM,
wobei mittlerweile unstreitig ist, dass ein Betrag von 133.000 DM rechnerisch zutreffend ist. Demgegendber vertrat
er im Klageverfahren die Auffassung, die Internet-Domain habe zu seinem Privatvermogen gehort, so dass der
Kaufpreis nicht zu steuerbaren Einklinften gefuhrt habe.
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bb) Das FG wird vorrangig die Frage zu klaren haben, ob im Streitjahr 2000 Gberhaupt noch ein Betriebsvermégen
des Klagers existierte. Sofern die GmbH mit Aufnahme ihres Geschaftsbetriebs Ende 1997 oder Anfang 1998
--dieser Zeitpunkt steht ebenfalls nicht fest-- den Betrieb des Einzelunternehmens fortgefuhrt hatte, konnte der
Klager zu diesem Zeitpunkt die nunmehr an die GmbH Uberlassene Internet-Domain unter Verwirklichung eines
entsprechenden Entnahmegewinns in sein Privatvermdgen entnommen haben. Dann kénnten im Streitjahr 2000
keine gewerblichen Einklinfte aus der VeraufRerung dieses Wirtschaftsguts mehr angesetzt werden.

Da der Klager der GmbH aber offenbar noch andere Wirtschaftsguter Giberlassen hatte --so hat er im Jahr 1999
einen gewerblichen Gewinn aus der VerauBerung von Einrichtungsgegenstanden erklart, die von der GmbH genutzt
worden waren; der mit einer anderen dem Klager nahestehenden Kapitalgesellschaft abgeschlossene und offenbar
nicht vollzogene Kaufvertrag wurde vom FA allerdings nicht anerkannt--, ware auch die Annahme einer
Betriebsaufspaltung denkbar, sofern die Uberlassenen Wirtschaftsguter von wesentlichem Gewicht fur die
Betriebsfliihrung der GmbH waren, wozu ebenfalls nichts festgestellt ist. In diesem Fall ware die Internet-Domain
Betriebsvermdgen des Kldgers geblieben. Gleiches wurde gelten, wenn der Klager den Geschaftsbetrieb seines
Einzelunternehmens nicht vollstandig auf die GmbH Ubertragen, sondern teilweise selbst fortgefiihrt hatte.

¢) Das FG hat ausgefiihrt, selbst wenn der Gewinn aus der Verauferung der Internet-Domain nicht steuerbar sein
sollte, konnte die Klage keinen Erfolg haben, da beim Klager im Wege der Fehlersaldierung zusatzliche vGA aus
Barzahlungen der GmbH auf Rechnungen einer X-GmbH --hinsichtlich derer das FA der Klage durch Erlass eines
Anderungsbescheids bereits abgeholfen hatte-- anzusetzen waren.

Dem konnte der Senat auf der Grundlage der derzeitigen Tatsachenfeststellungen des FG nicht in vollem Umfang
folgen. Das FG hat --unter Heranziehung der Ergebnisse entsprechender polizeilicher Ermittlungen-- festgestellt,
die Waren, die die X-GmbH der GmbH in Rechnung gestellt habe, seien im Marz 2000 gestohlen worden. Die GmbH
habe sie kurz darauf zum Verkauf angeboten.

Aus diesen Feststellungen folgt aber noch nicht, dass der Gesamtbetrag der Zahlungen, die die GmbH auf
"Scheinrechnungen” der X-GmbH geleistet hat, in das Privatvermdgen des Klagers gelangt ist. Vielmehr ist --da
auch Kriminelle sich nichts zu schenken pflegen-- davon auszugehen, dass die GmbH das Diebesgut nicht
unentgeltlich erlangt hat, sondern hierfiir an die Diebe bzw. Hehler gewisse Betrdge entrichten musste. Soweit die
GmbH derartige Zahlungen an Dritte geleistet hat, konnen dem Klager keine vGA zugeflossen sein. Anders verhielte
es sich nur, wenn der Klager selbst die Ware gestohlen hatte. Von einem solchen Sachverhalt geht aber auch das FG
nicht aus; vielmehr scheint es anzunehmen, der Klager habe sich als Hehler betatigt.

d) Ferner ist darauf hinzuweisen, dass das FA beim Erlass des Teilabhilfebescheids vom 25. Oktober 2012 im
Hinblick auf die Einlosung von Schecks der M-GmbH (Sachverhalt lt. Tz. 14 des Steuerfahndungsberichts) nicht die
sonstigen Einkiinfte, bei denen dieser Sachverhalt berlicksichtigt war, sondern irrtiimlich die Einkiinfte aus
Kapitalvermogen um 96.842 DM gemindert hat.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Page 4 of 4


https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE201450003/

	Beschluss vom 20. November 2013, X B 164/13
	Leitsätze
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


